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Gemeinde Dünserberg 
 

Verordnungstext zum Räumlichen Entwicklungsplan 
 

§ 1 
Örtliche Vorzüge und Aufgaben in der Region 

Dünserberg zeichnet sich durch untenstehende Vorzüge aus, die mit den im Räumlichen Entwicklungsplan 
formulierten Zielen und Maßnahmen erhalten und vorangetrieben werden sollen. Dünserberg übernimmt 
damit auch Aufgaben für die Region.  

a. Dünserberg verfügt über eine starke Land- und Forstwirtschaft mit hochwertigen Alpen. 

b. Dünserberg stellt eine hohe Wohn- und Lebensqualität in einem intakten Landschaftsraum bereit. 
Dünserberg bietet Freizeit- und Naherholungsraum für die Bevölkerung und als sanfte Standortfakto-
ren für den Walgau und darüber hinaus.  

c. Dünserberg zeichnet sich durch ein reges Vereinsleben mit Angeboten für alle Altersgruppen aus. Das 
Dorfleben wird unterschiedlichen Ansprüchen gerecht, Dünserberg fördert die Entwicklung jeder und 
jedes Einzelnen sowie der Gemeinschaft. 

d. Die hohe Dichte an hochwertigen und zum Teil seltenen Lebensräumen wird erhalten.  

e. Dünserberg lebt Kooperationen mit den umliegenden Gemeinden. Um Ressourcen besser zu nutzen 
und die Versorgungsqualität weiter zu verbessern, werden diese, wo sinnvoll, weiter ausgebaut. 

 

§ 2 
Siedlungsentwicklung 

(1) Als Schwerpunkte der Siedlungsentwicklung (Siedlungsschwerpunkte) in Dünserberg werden die Ort-
steile Montanast und Bassig festgelegt.  
Montanast wird als Ortskern festgelegt, wo die öffentlichen Einrichtungen konzentriert werden. Die Ge-
meinde setzt sich für den Erhalt der Gastronomie in Montanast ein. 

(2) Dünserberg erhält seine hohe Lebensqualität in der Kulturlandschaft.  

(3) Dünserberg geht mit Grund und Boden sparsam um. Es gelten die im Zielplan dargestellten Siedlungs-
ränder. 

(4) Das Siedlungsgebiet wird maßvoll, das heißt in Einklang mit der Kulturlandschaft, der Topografie, der 
bestehenden Siedlungsstruktur und Infrastruktur verdichtet. Es werden jedoch keine Verdichtungszonen 
gemäß § 14 Abs 9 RPG festgelegt. 
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(5) Die Gemeinde legt im Bebauungsplan passende Rahmenbedingungen für Bebauungsdichte, Gebäude-
höhen, Gebäudekubaturen und bei Bedarf weitere Bestimmungen fest beziehungsweise überprüft Fest-
legungen auf Aktualisierungsbedarf.  

(6) Dünserberg legt bei Neuwidmungen als Baufläche oder Sondergebiet und im Falle einer Neuwidmung 
als Baufläche die Fläche für sich genommen aufgrund ihrer Größe, Form und Lage zu einer geordneten 
Bebauung geeignet ist, eine vorerst lediglich ersichtlich zu machende Befristung und Folgewidmung 
gem § 12 Abs 5 RPG fest.  
Dünserberg schließt wenn dies nach den für die Raumplanung maßgeblichen Verhältnissen zur Errei-
chung der Raumplanungsziele und zur Sicherung der Gemeindeinteressen erforderlich ist Vereinbarun-
gen mit den Grundeigentümern über Infrastrukturmaßnahmen im Zusammenhang mit der Erschließung 
und Verwendung von Bauflächen ab.  
Vereinbarungen mit den Grundeigentümern über den Erwerb von Grundstücken durch die Gemeinde 
oder einen Dritten, strebt die Gemeinde an, wenn dies zur Vorsorge für die Deckung des örtlichen Be-
darfs an Bauflächen und Flächen, die Zwecken des Gemeinbedarfs, einschließlich jenem des gemeinnüt-
zigen oder des förderbaren Wohnbaus, dienen, erforderlich ist. 

(7) Gebäudealtbestand soll im Interesse des Ortsbild- und Kulturlandschaftsschutzes und im Sinne einer 
nachhaltigen Entwicklung aktiviert, in-Wert-gesetzt und weiter genutzt werden. Die Gemeinde unter-
stützt dabei im Rahmen ihrer Möglichkeiten, dass Anbieter und Nachfrager von Wohnraum zusammen-
kommen. 
Die Umnutzung von Gebäuden in Ferienwohnungen wird nicht unterstützt: 
- Alte Bausubstanz soll für die Dauerwohnnutzung erhalten bleiben.  
- Bauflächenwidmungen für Ferienwohnungen unterbleiben. 

(8) Zusammenhängende Bauflächenreserven werden nach Gesamtkonzept entwickelt und schrittweise ent-
wickelt. Dabei wird an den örtlichen Gegebenheiten im Umfeld Maß genommen. Im Rahmen eines Ge-
samtkonzeptes werden Entwicklungsoptionen und Entwicklungspotenziale über Projektgrenzen (Grund-
stücksgrenzen) hinaus untersucht. Quartiersentwicklungskonzepte sind angezeigt, wenn die Gemeinde 
feststellt, dass es sich um ein Projekt handelt, welches die bestehende Siedlungsstruktur deutlich verän-
dern kann oder die Grundlagen für Planungsentscheidungen zu verbessern sind. 

(9) Dünserberg setzt sich für den Ausbau des Schutzes von Siedlungsgebiet und Infrastruktur vor Naturge-
fahren und den nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels ein. Von Naturgefahren besonders ge-
fährdete Flächen (Rote Gefahrenzone, Braune Hinweiszone intensiv) oder Flächen, die für Maßnahmen 
zum Schutz vor Naturgefahren benötigt werden (Blaue Vorbehaltsbereiche), werden vor konfliktträchti-
gen Nutzungen wie neuen Bauflächenausweisungen frei gehalten. Sollte eine Baumaßnahme oder an-
dere potentielle konfliktträchtige Nutzungsintensivierung auf solch einer Fläche trotzdem in Betracht 
gezogen werden, erfolgt eine Abstimmung aller Maßnahmen mit der zuständigen Behörde (Wildbach- 
und Lawinenverbauung, Landesgeologie, Abteilung Wasserwirtschaft).  

(10) Dünserberg unterstützt günstige Rahmenbedingungen für leistbares Wohnen in der Gemeinde. Das An-
gebot im Ortsteil Bassig deckt den aktuellen Bedarf. Die Festlegung von Vorbehaltsflächen für den ge-
meinnützigen oder geförderten Wohnbau ist aktuell nicht angedacht, der Bedarf wird jedoch beobach-
tet, Handlungsoptionen im Anlassfall geprüft.  
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(11) Wasserversorgung und Abwasserentsorgung werden - auch durch Kooperationen, langfristig sicherge-
stellt und bedarfsgerecht ausgebaut. 

(12) Kleinräumige Bauflächen-Abrundungen (maximal 200 m² je Fall) über den im Zielplan festgelegten Sied-
lungsrand hinaus sind nur im Ausnahmefall, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, unter folgenden Bedin-
gungen zulässig:  

a. Es sind nur Abrundungen und Lückenfüllungen möglich, es dürfen keine neuen isolierten Baugebiete 
geschaffen werden. 

b. Die Erschließung muss über das bestehende Wegenetz möglich sein, es dürfen keine unverhältnismä-
ßigen öffentlichen Aufwendungen erforderlich werden. 

c. Die Durchlässigkeit für Fuß- und Radverkehr darf nicht eingeschränkt werden beziehungsweise muss 
gesichert sein.  

d. Der Anschluss an Leitungsnetze (Wasser, Kanal, Strom) muss vorhanden beziehungsweise mit vertret-
baren Kosten herstellbar sein. 

e. Zukünftige Entwicklungs-/Erschließungsmaßnahmen werden nicht beeinträchtigt. 

f. Ziele zum Schutz von Freiräumen und zur Landschafts- und Freiraumentwicklung (zum Beispiel Grün-
züge, Renaturierungen) werden nicht beeinträchtigt. 

g. Aus Umweltsicht sensible Flächen sind nicht betroffen.  

h. Eine positive raumplanungsfachliche Stellungnahme liegt vor und formuliert Rahmenbedingungen für 
landschaftsbildgerechtes Bauen.  

 

§ 3 
Grün- und Freiraum, Landwirtschaft 

(1) Die Land- und Forstwirtschaft ist Teil der Dünserberger Dorfidentität und wirtschaftliche Grundlage. Bei 
der Flächenwidmung sind landwirtschaftliche Betriebe inklusive Betriebsflächen und deren Entwick-
lungsmöglichkeiten sowie angrenzende Nutzungspuffer zu berücksichtigen. Bei Nachfolgenutzungen 
ehemaliger landwirtschaftlicher Betriebe achtet die Gemeinde, dass negative Auswirkungen auf die ver-
bleibende landwirtschaftliche Nutzung in Dünserberg vermieden werden.  

(2) Dünserberg setzt sich dafür ein, die extensiv genutzten landwirtschaftlichen Flächen und sonstige ökolo-
gische hochwertige Flächen mit ihrem hohen ökologischen Wert und Erholungswert für die Bevölkerung 
und Gäste zu erhalten. Streuobstwiesen sollen als besonders landschaftsbild-prägendes Element ge-
pflegt und erhalten werden. 
In regionaler Abstimmung und in Zusammenarbeit mit Landwirtschaft, Bevölkerung, Grundbesitzer:in-
nen, Vereinen sowie Fachleuten und Verwaltung werden Strategien und Maßnahmen für eine tragfä-
hige ökonomische Nutzung gesucht. Die Gemeinde unterstützt mit den ihr zur Verfügung stehenden In-
strumenten. 
In Abstimmung mit Landwirtschaft, Grundbesitzer:innen und Naturschutz strebt Dünserberg die Ausar-
beitung von Landschaftsentwicklungskonzepten für besonders sensible Kulturlandschaftsbereiche an, 
auch als Grundlage für Erhaltungsmaßnahmen. Dünserberg setzt sich dafür ein, dass die voranschrei-
tende Verbuschung und Verwaldung hintangehalten wird.  
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(3) Dünserberg setzt sich für die Weiterführung der Alpbewirtschaftung ein.  

(4) Naherholungsinfrastruktur wird unter Berücksichtigung aller Interessensgruppen erhalten und die Qua-
lität verbessert, aber nicht mehr ausgebaut, um weitere Räume zu erschließen. Nutzungskonflikte zwi-
schen Landwirtschaft und Freizeitnutzung sind zu vermeiden, Maßnahmen zur Besucher:innenlenkung 
sollen verstärkt werden. 

(5) Sondergebietswidmungen welche die Landschaft negativ beeinflussen, sind nur im Ausnahmefall bei 
besonderem öffentlichem Interesse denkbar. 

(6) Die Gemeinde setzt sich für eine naturnahe, nachhaltige und standortgerechte Waldbewirtschaftung 
unter Berücksichtigung des Klimawandels ein. Pflege, Sanierung und Erhaltung der Schutzwälder sind in 
Dünserberg auch Voraussetzung für die Siedlungsentwicklung und den Schutz der Infrastruktur. 
Angestrebt werden gestufte, den Standortverhältnissen angepasste arten- und strukturreiche Wälder. 

(7) Typische Kulturlandschaftselemente wie Trockensteinmauern, Findlinge, Heubargen, Grünstrukturen zur 
Gliederung der Bewirtschaftungseinheiten sollen in ihrem Bestand und in ihrer Erlebbarkeit erhalten 
werden. Die Kulturlandschaft störende Freiflächennutzungen sind unerwünscht. 

(8) Siedlungsgliedernde Grünstrukturen um das Siedlungsgebiet herum und im Siedlungsgebiet selbst sind 
zu sichern und weiterzuentwickeln. Gegenüber Gewässern wird der Uferbereich frei gehalten und bei 
Bauflächenneuwidmungen wird ein mindestens 3 m breiter Freifläche Freihaltegebiet Streifen entlang 
des Gewässers festgelegt.  

 

§ 4 
Wirtschaftsraum 

(1) Das Dünserberger Siedlungsgebiet wird nutzungsdurchmischt weiterentwickelt. Mit den bestehenden 
Nutzungen verträgliche Betriebe werden in bestehende Siedlungsstrukturen integriert, um die wirt-
schaftliche Grundlage für Leben und Arbeiten in der Gemeinde zu verbessern. Nachbarschaftsverträgli-
ches Gewerbe findet auch im Siedlungsgebiet für Wohnen und wohnverträgliche Nutzungen Platz, je-
doch unter Beachtung der Einschränkungen, die sich aus der Lage im Wohnsiedlungsgebiet ergibt. 

(2) Dünserberg setzt sich für eine Weiterentwicklung des Standortraumes rund um die Bergstation der Seil-
bahn Schnifisberg ein. Ein Aus- und Neubau freizeit-touristischer Nutzungen hat nach Gesamtkonzept 
unter Beachtung der Erfordernisse und zur Stärkung des Seibahnbetriebes und landschaftsbildverträg-
lich zu erfolgen. Eine Zunahme von motorisierten Gäste-Individualverkehr ist unerwünscht. Dünserberg 
setzt sich in regionaler Abstimmung für eine bessere Anbindung der Seilbahn an das öffentliche Ver-
kehrsnetz ein.  

(3) Dünserberg strebt eine Verbesserung des touristischen Nächtigungsangebotes an. Insbesondere kleine, 
ortsverträgliche Einheiten werden von der Gemeinde begrüßt. Für größere Hotelstandorte wird eine ge-
meinsame Lösung in der Region angestrebt.  
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(4) Dünserberg setz sich für den Ausbau eines leistungsfähigen Glasfaser-Kabelnetzes als notwendige Infra-
struktur für die Bevölkerung und Betriebe ein. Erforderlichenfalls notwendige Flächen für Infrastruktur 
wird von konfliktträchtigen Nutzungen freigehalten.  

(5) Gemeindekooperationen bei der Standort- und Wirtschaftsentwicklung sind anzudenken, um die Ent-
wicklungskraft und Position der Region zu stärken und dem Mangel an Betriebsflächen zu begegnen.  
In der Region soll eine Diskussion angestoßen werden, wie und wo wird Wohnen und Arbeiten im 
Walgau zukünftig organisiert und wie können Nutzen und Lasten ausgeglichen werden.  

(6) Für emittierende, verkehrserregende, Nutzungskonflikte auslösende Betriebe und Abfallanlagen sind 
walagauweit Konzepte und Lösungen zu finden 
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§ 5 
Energieraumplanung 

(1) Die Verringerung von Ressourcen- und Energieverbrauch, die Steigerung der Energieeffizienz und die 
Förderung erneuerbarer Energien sind als integraler Bestandteil einer nachhaltigen Gemeindeentwick-
lung in allen kommunalen Politik- und Planungsfeldern zu beachten.  
Siedlungsentwicklung und Mobilität sind dabei zentrale Ansatzpunkte. Ziele zur Energieeffizienz sind da-
mit impliziter Bestandteil der Räumlichen Entwicklungsplan-Ziele zum Beispiel Siedlungsränder halten, 
Zersiedelung vermeiden, Altbestand aktivieren, verdichten, energieeffiziente Siedlungsstrukturen schaf-
fen.  

(2) Dünserberg setzt bei der verstärkten Nutzung erneuerbarer Energie auf dezentrale Erzeugung bezie-
hungsweise dezentrale Anlagen. Im Sinne einer gemeinsamen Organisation, Hebung der Akzeptanz, 
Förderung lokaler Kreisläufe und einer abgestimmten Standortentwicklung wird die Gründung einer 
Energiegemeinschaft geprüft. 

(3) Dünserberg unterstützt die Erzeugung und Einsatz erneuerbarer Energien und strebt eine ausgeglichene 
Energiebilanz an. Effekte auf den Raum werden berücksichtigt und negative Auswirkungen durch Stand-
ortwahl und Begleitmaßnahmen möglichst geringgehalten. Ein sorgsamer Umgang mit der Erholungs- 
und Kulturlandschaft sowie dem Ortsbild in Dünserberg und der Region ist bei der Standortsuche für 
Energieerzeugungsanlagen, Speicher- und Lagerinfrastruktur sowie Leitungen und Umformerstationen 
erforderlich. Stark den Raumeindruck verändernde Anlagen sind nicht vorstellbar. Eine zumindest regio-
nale Betrachtungsweise und Lösungssuche für größere Anlagen, das heißt Anlagen die Energie über den 
lokalen Bedarf hinaus produzieren, ist erforderlich, gegebenenfalls im Rahmen der Regio Im Walgau.   

(4) Bei der Siedlungsentwicklung wird der Flächenbedarf für Anlagen zur Energiebereitstellung und -vertei-
lung berücksichtigt. Flächen für notwendige Infrastruktureinrichtungen, insbesondere auch für die In-
tegration und die nachhaltige Nutzung erneuerbarer Energien sowie von Abwärme und Abkälte, sind 
von konfliktträchtigen Nutzungen freizuhalten. 

(5) Die Siedlungsentwicklung erfolgt zur Hebung der Effizienz und auch zur Geringhaltung von Kosten unter 
Berücksichtigung der bestehenden Infrastruktur. 

 

§ 6 
Sozialraum und Versorgungsraum 

(1) Dünserberg strebt die Beibehaltung laufender Kooperationen im Bereich öffentliche Verwaltung und 
Infrastruktur an, wo möglich und sinnvoll sollen Kooperationen ausgebaut werden. Dünserberg über-
nimmt als Aufgaben für andere Gemeinden, insbesondere die Bereitstellung von Erholungs- und Frei-
zeiträumen. Dünserberg stellt Lebensqualität für den Walgau und darüber hinaus bereit.  

(2) Dünserberg setzt sich dafür ein, die Nahversorgung gemeinsam mit Düns sicherzustellen. Die Gastrono-
mie sowie das Veranstaltungs- und Vereinsangebot soll als wesentlicher Teil der Lebensqualität erhalten 
und weiter aufgewertet werden. Neue Formen der Nahversorgung sind anzudenken. 

(3) Öffentliche Spielräume und Treffpunkte werden erhalten und bedarfsgerecht ausgebaut.  
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(4) Die Themen Betreuung und Pflege sollen werden in regionaler Abstimmung bearbeitet und eine gute 
Versorgung sichergestellt werden. Darüber hinaus soll beim Wohnbau auf die Bereitstellung von Wohn-
formen für jedes Alter berücksichtigt werden, zum Beispiel Generationenwohnen, altersanpassbare 
Wohnungen, betreutes Wohnen. 

(5) Die ehemalige Volksschule Dünserberg ist einer Nachnutzung zuzuführen.  

(6) Für alle Einrichtungen gilt: neue Standorte beziehungsweise für Erweiterungen bestehender Standorte 
werden im Bedarfsfall Flächen gesichert. Maßnahmen dazu sind zum Beispiel Flächenankauf, Vorbe-
halts-Widmung. 

 

§ 7 
Mobilität 

(1) Grundsätze zur Mobilität in Dünserberg sind: 

a. Die Mobilität in der Gemeinde orientiert sich am Gesamtwohl der Bevölkerung unter besonderer Be-
achtung der Bedürfnisse der sanften Mobilität und zur Vermeidung von motorisierten Individualver-
kehr. Der Verkehr wird hin zum Öffentlichen Verkehr gelenkt.  

b. Die Verkehrssicherheit wird verbessert.  

c. Die Bevölkerung wird verstärkt in die Mobilitätskonzeption und in verkehrsplanerische Maßnahmen 
einbezogen. 

(2) Dünserberg setzt sich für einen weiteren Ausbau und Verbesserung der Bedingungsqualität des Öffentli-
chen Verkehrs ein. Die Landbusse sollen auch verstärkt als Zubringer für Naherholungsuchende genutzt 
werden. Neben der Angebotserweiterung des Landbusangebotes sind auch neue ergänzende Mobilitäts-
angebote wie Mikro-Öffentliche Verkehr-Systeme auf ihre Anwendbarkeit zu prüfen.  

(3) Möglichkeiten zur Bewirtschaftung der Naherholungsparkplätze sollen geprüft werden, um eine Ver-
kehrslenkung hin zum Öffentlichen Verkehr zu unterstützen.  
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